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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Mit dem Postulat Feri sollte eine Prüfung der Vereinbarkeit von Beruf, Familie und
Politik vorgenommen werden. Yvonne Feri (sp, AG) wies in ihrem Anliegen darauf hin,
dass sich die Parlamentsarbeit stark verändert habe, die Komplexität der Dossiers
zunehme und immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier Familienarbeit
übernähmen. Eine Studie habe zudem gezeigt, dass Parlamentsmitglieder sehr viel Zeit
für politische Arbeit aufwendeten. Um Milizarbeit leben zu können, müsse also die
Vereinbarkeit von Parlamentsarbeit, Beruf und Betreuungsarbeit analysiert werden.
Dies sah auch das Büro-NR so und erwähnte in seiner Begründung gleich einen ganzen
Strauss verschiedener Vorstösse, die in letzter Zeit ähnliche Ideen verfolgt hatten. Die
parlamentarischen Initiativen Aebischer (sp, BE; Pa.Iv. 15.445), Roth-Bernasconi (sp, GE;
Pa.Iv. 14.463), Feri (Pa.Iv. 13.410), Galladé (sp, ZH; Pa.Iv. 11.453) und Dupraz (fdp, GE;
Pa.Iv. 04.483), oder die Postulate Feri (Po. 13.3691), Teuscher (gp, BE; Po. 06.3844) oder
Zisyadis (pda, VD; Po. 01.3232) seien zwar mehrheitlich erfolglos geblieben, die
Regelmässigkeit der Einreichung dieser Vorstösse zeige aber, dass das Anliegen nicht
nur dauerhaft aktuell sei, sondern zukünftig wohl auch noch an Bedeutung gewinnen
könnte. Das Büro beantragte deshalb Annahme des Postulats und forderte einen
umfassenden Bericht, der auch mögliche Verbesserungen und Anpassungen aufzeigen
sollte. 
Keine Freude an dieser Empfehlung, die in der Regel zu einer stillschweigenden
Überweisung führt, hatte Thomas Aeschi (svp, ZG), der das Postulat bekämpfte, was
bedeutet, dass es in einer der nächsten Nationalratssessionen zur Diskussion
traktandiert werden wird.

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 kam es schliesslich zur Debatte um das Postulat Feri, das
einen Bericht zu einer besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Politik verlangt.
Yvonne Feri (sp, AG) machte sich für ihr Anliegen stark, indem sie an die Ratskolleginnen
und -kollegen appellierte, ihre Idee als Chance und nicht als Gefahr zu sehen. Die
Arbeitsweise des Parlaments werde seit Jahren mit zahlreichen Vorstössen hinterfragt,
stecke aber nach wie vor in veralteten Strukturen. Ein Überdenken aller möglichen
Varianten könne nicht nur zeigen, ob es vielleicht gar keine Veränderungen brauche,
sondern vielleicht auch ganz neue Wege öffnen. Thomas Aeschi (svp, ZG), der das vom
Büro zur Annahme empfohlene Postulat bekämpft hatte, sah darin hingegen keine
Chance, sondern lediglich eine neue, teure, mit Steuergeldern finanzierte Studie, die
letztlich nichts ändern werde. Es sei besser, konkrete Anliegen vorzubringen, als immer
wieder neue Bericht zu schreiben. Edith Graf-Litscher (sp, TG) nahm Stellung für das
Büro und sah – auch aufgrund der zahlreichen Vorstösse der letzten Jahre – die Zeit
reif für eine fundierte Analyse zur Vereinbarkeit von Ratsarbeit, Familie, Beruf und
Ausbildung. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 109 zu 62 Stimmen bei 2
Enthaltungen an. 1

POSTULAT
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit
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Löhne

Par 120 voix contre 62 et 2 abstentions , le Conseil national a adopté le postulat de la
CSSS-CN chargeant le Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur une stratégie de
renforcement de la Charte sur l'égalité salariale, afin que davantage de cantons, de
communes et d'entreprises parapubliques y adhèrent. Quelques membres de la
commission préconisaient le rejet du postulat. Le Conseil fédéral proposait de rédiger
le rapport dans le cadre des travaux de mise en œuvre de la future Stratégie Egalité
2030. 2

POSTULAT
DATUM: 17.12.2020
DIANE PORCELLANA

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Der Nationalrat nahm diskussionslos ein Postulat Wanner (fdp, SO) an, welches den
Bundesrat beauftragt, die Verordnung über den Paritätslohnanspruch in der
Landwirtschaft in dem Sinn zu ändern, dass die Bewertung der Frauenarbeit mit jener
der Männer gleichgesetzt wird. 3

POSTULAT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Aeppli (sp, ZH), welches den Bundesrat bittet, den Räten einen Bericht
über die gesamtgesellschaftlich geleistete bezahlte und unbezahlte Arbeit und ihre
Aufteilung zwischen Frauen und Männern vorzulegen und konkrete Massnahmen
vorzuschlagen, die zu einer gerechteren Verteilung der bezahlten und unbezahlten
Arbeit beitragen, wurde vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 4

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Ausgehend von der Feststellung, dass sich in der Schweiz immer mehr Frauen
selbständig machen, ersuchte Nationalrätin Fetz (sp, BS) den Bundesrat mit einem
überwiesenen Postulat, einen Bericht über diese Unternehmerinnen zu erstatten und
dabei insbesondere darzulegen, von welchen Beratungs- und
Finanzierungsmöglichkeiten der öffentlichen Hand sie Unterstützung erwarten können
und mit welchen Massnahmen und Empfehlungen sie besser gefördert werden
könnten. 5

POSTULAT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat befasste sich gewissermassen mit den Voraussetzungen für die
Lohngleichheit. Heim (sp, SO) bat den Bundesrat aufzuzeigen, wie der Erwerb von
ausserberuflich erworbenen Schlüsselkompetenzen für die Anstellung und die
Lohneinreihung in der Bundesverwaltung berücksichtigt werden könne. Der Bundesrat
antwortete, es gebe diese Richtlinien bereits, doch sei deren Anwendung Sache der
Departemente und Ämter. Die daraus resultierende Unverbindlichkeit der Richtlinien
genügte dem Nationalrat nicht, weshalb er das Postulat mit 87 zu 67 Stimmen
überwies. 6

POSTULAT
DATUM: 08.03.2007
MARIANNE BENTELI

In der Herbstsession überwies der Nationalrat mit 105 zu 78 Stimmen ein Postulat der
Grünen Fraktion, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, die Auswirkungen des
Konjunkturprogramms aus Gender-Sicht zu untersuchen. In einem entsprechenden
Bericht soll er unter anderem aufzeigen, wie sich die Stabilisierungsmassnahmen zur
Stützung der Konjunktur in den Bereichen Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen,
Entlassungen, Kurzarbeit, Umsetzung und Wirkung von Weiterbildungsmassnahmen auf
Frauen und Männer auswirken. 7

POSTULAT
DATUM: 15.09.2009
ANDREA MOSIMANN

Überwiesen hat der Nationalrat im April ein Postulat Kiener Nellen (sp, BE) zur
Frauenförderung in technischen und naturwissenschaftlichen Lehrgängen und
Berufen. Der Bundesrat wurde damit aufgefordert, Lösungsvorschläge zu präsentieren,
wie die Untervertretung von Mädchen und Frauen in den erwähnten Berufsgruppen in
Zusammenarbeit mit den Kantonen bekämpft werden könnte. Bei den Beratungen im
Nationalrat sprachen sich die gesamte SVP-Fraktion sowie einige Politiker aus den CVP-
und FDP-Fraktionen gegen den Vorstoss aus. Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) wehrte
sich gegen eine staatliche Einflussnahme auf die Berufswahl; solange der Zugang zu den
Berufen allen unabhängig vom Geschlecht zustehe, seien weitere Massnahmen unnötig.

POSTULAT
DATUM: 14.04.2011
ANITA KÄPPELI
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Dennoch fand das Postulat eine Mehrheit von 102 zu 68 Stimmen. 8

Der Bundesrat soll einen Bericht zur Situation der Frauen in der Landwirtschaft
erstellen. Dieser Auftrag erteilte ihm der Nationalrat durch die Annahme eines Postulats
Graf (gp, BL). Die Landesregierung wurde damit insbesondere aufgefordert, Angaben
zur ökonomischen, rechtlichen und sozialen Stellung der Frauen im
landwirtschaftlichen Bereich, zu den geschlechterspezifischen Besitzverhältnissen und
dem Ausmass an unbezahlter Arbeit durch Frauen in der Landwirtschaft zu machen. 9

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KÄPPELI

In Reaktion auf eine vom BSV in Auftrag gegebene Studie des Büro BASS, die gezeigt
habe, dass etwas mehr als jedes zehnte Arbeitsverhältnis wegen der Geburt eines
Kindes aufgelöst werde – in gegenseitigem Einverständnis oder durch Kündigung durch
den Arbeitgebenden –, verlangte Marco Romano (cvp, TI) vom Bundesrat die Erstellung
eines Berichts zu Entlassungen von Müttern nach Ablauf der 16-wöchigen Schutzfrist.
Der Bundesrat folgerte seinerseits nach Kenntnis der BASS-Studie, dass es nur in einer
Minderheit der Fälle zu Problemen komme und die bestehenden Regelungen
ausreichend Schutz gegen missbräuchliche Kündigungen bieten würden. Er beantragte
deswegen die Ablehnung des Postulats. 10

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLÈNE GERBER

Ebenso wie ein Postulat Romano (cvp, TI; Po. 19.4525) forderte auch ein Postulat
Porchet (gp, VD) eine Verbesserung der Informationsgrundlage über den Ausstieg aus
dem Erwerbsleben nach der Niederkunft. So berief sich auch Léonore Porchet auf die
Studie des Büro BASS, die sich schwerpunktmässig mit Erwerbsunterbrüchen vor der
Geburt befasst hatte, aber auch gewisse Rückschlüsse auf die Situation nach der
Geburt zuliess. Es sei jedoch etwa unklar geblieben, inwiefern die Mütter nicht an ihren
Arbeitsplatz zurückgekehrt waren, weil eine Pensumsreduktion von den Arbeitgebenden
ausgeschlagen worden war, so die Postulantin. Es brauche vertiefte Studien zu den
Gründen, weswegen Frauen den Arbeitsmarkt nach Geburt eines Kindes verliessen,
denn nur so werde es gelingen, qualifizierte Arbeitskräfte auch im Arbeitsmarkt zu
halten. Der Bundesrat betonte, dass auch ihm der Erhalt von Fachkräften im
Arbeitsmarkt ein Anliegen sei, erachtete die Gründe für einen Erwerbsunterbruch nach
der Geburt mit der erwähnten Studie jedoch bereits als ausreichend belegt, weswegen
er das Postulat zur Ablehnung empfahl. 11

POSTULAT
DATUM: 06.03.2020
MARLÈNE GERBER

Das von Samira Marti (sp, BL) im September 2019 eingereichte Postulat «Erfassung des
Gender Overall Earnings Gap und anderer Indikatoren zu geschlechterspezifischen
Einkommensunterschieden» fordert vom Bundesrat einen Bericht zur Klärung des
sogenannten «Gender Overall Earnings Gap» (GOEG), ein Indikator, mit dem
Unterschiede zwischen den Lohngehältern von Mann und Frau ebenso wie
Unterschiede betreffend das Erwerbsvolumen respektive das Arbeitspensum
angegeben werden. Darüber hinaus soll der Bericht darlegen, wie Daten zu unbezahlter
Arbeit erhoben und veröffentlicht werden können. Zur Beseitigung von Ungleichheiten,
so begründete Marti ihr Anliegen, sei eine solide Datenlage nötig, mit der regelmässige
Vergleiche über bestimmte Zeitperioden ermöglicht würden. Damit könne man dann
entsprechende Fortschritte oder Rückstände messen.
Der Bundesrat nahm im November 2019 Stellung, wobei er sich zu einer Erarbeitung
eines Berichts bereit erklärte und das Postulat zur Annahme empfahl.
Diana Gutjahr (svp, TG) bekämpfte im Dezember 2019 das Anliegen. Die dadurch nötig
gewordenen Diskussion und Abstimmung erfolgten in der Sommersession 2020. Gutjahr
sprach sich entschieden für die Lohngleichheit aus, betonte aber, dass nicht nur allein
zwischen den Geschlechtern Lohnunterschiede existieren würden. Zudem erhebe
Eurostat den GOEG seit 2002 im Vierjahresrhythmus was eine Erhebung seitens der
Schweiz überflüssig mache. Die Schweiz könne genauso gut auf die Eurostat-Daten
zugreifen. Bundesrat Alain Berset argumentierte im Anschluss, dass die zusätzliche
Erhebung der von Marti geforderten Daten problemlos und ohne Zusatzkosten erfolgen
könne, da vom BFS die dafür benötigten Instrumente und teilweise auch die Daten
bereits vorhanden seien. Er erhoffte sich ferner, damit nicht nur zusätzliche
Transparenz zu schaffen, sondern auch Erkenntnisse zu Ungleichheiten bezüglich AHV
und Pensionskassen zu gewinnen. Er empfahl das Postulat deshalb zur Annahme. Der
Nationalrat folgte dieser Empfehlung mit 103 zu 84 Stimmen. Abgelehnt wurde das
Postulat von einer fast geschlossenen SVP-Fraktion sowie einigen Angehörigen der

POSTULAT
DATUM: 18.06.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Fraktionen der Mitte und der FDP. 12
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